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Stadt Adelsheim, Stadtteil Adelsheim, 

Bebauungsplan "Sondergebiet Pflegeheim Rittersbrunnenstraße" 

Stand: Vorentwurfsplanung mit Fassung vom 22.04.2024 

Auslegungsfrist / Behördenbeteiligung vom 06.05.2024 – 10.06.2024 
 

1. Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme vorgebracht: 
 
- Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 4 – Straßenwesen und Verkehr 

- Vodafone GmbH 

- Handwerkskammer Mannheim 

- Stadt Möckmühl 

- Stadt Ravenstein 

- Gemeinde Roigheim 

- Gemeinde Schefflenz 

- Stadt Osterburken 

- Stadt Widdern 

- Landesnaturschutzverband BW 

- NABU Ortsgruppe Bauland-Süd 

- BUND Buchen 
 

2. Folgende Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Anregungen und Hinweisen vorgebracht: 
 
- NHF Netzgesellschaft Heilbronn-Franken mbH 

- Polizeipräsidium Heilbronn, Sachbereich Verkehr  

- Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 

- Regierungspräsidium Karlsruhe Referat 42, Steuerung und Baufinanzen 

- Gemeindeverwaltung Schöntal 

- Bürgermeisteramt Seckach 
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- Verband Region Rhein-Neckar 

- IHK Rhein-Neckar 

- Fachdienst Gesundheitswesen Landratsamt NOK 

- Fachdienst Straßen Landratsamt NOK 

- Fachdienst ÖPNV Landratsamt NOK 

- Fachdienst Landwirtschaft Landratsamt NOK 

- Fachdienst Flurneuordnung und Landentwicklung Landratsamt NOK 

- Fachdienst Vermessung Landratsamt NOK 

 

 

3. Folgende Träger öffentlicher Belange haben Stellungnahmen teils mit Anregungen und Hinweisen vorgebracht: 
 

lfd. 

Nr. 

Name/ 

Eingang des Schreibens 

Anregungen/Hinweise (Abwägungs-) Vorschlag 

1 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Stutt-
gart 
73712 Esslingen a. N. 
 
07.05.2024 
 

aus Sicht der Archäologischen Denkmalpflege bestehen zu der Planung in ih-
rer vorliegenden Form keine Bedenken. Archäologische Kulturdenkmale sind 
entweder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu erwartenden 
Bodeneingriffe nicht gefährdet.  
Wir bitten jedoch um Berücksichtigung der Regelungen der §§ 20 und 27 
DSchG:  
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde 
oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer 
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische 
Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Be-
funde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) 
sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unveränder-
tem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 
DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumen-
tation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 

Kenntnisnahme 
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Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in 
Kenntnis gesetzt werden.  
Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits enthalten, 
zu übernehmen.  
Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sach-
stand keine Anregungen oder Bedenken.  
 

 
 
Genaue Formulierung in Ziff.2.10.5 
der schriftlichen Festsetzungen 
übernommen. 
 
 

2 Regierungspräsidium Karls-
ruhe 
Referat Raumordnung, Bau-
recht und Denkmalschutz 
 
76133 Karlsruhe 
 
17.05.2024 
 
 
 
 

In unserer Funktion als höhere Raumordnungsbehörde nehmen wir folgender-
maßen Stellung: 
Vorliegend sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung ei-
nes Pflegeheimes geschaffen werden. Das Plangebiet umfasst eine Fläche 
von ca. 0,3 ha am westlichen Ortsrand der Stadt Adelsheim. Laut vorliegen-
dem Entwurf ist die Festsetzung eines entsprechenden Sondergebietes gem. 
§ 11 BauNVO vorgesehen. Die Schaffung altersgerechten Wohnraums für die 
betreffenden Bevölkerungsgruppen wird ebenso begrüßt wie auch die Reali-
sierung in einem bereits vorgenutzten Bereich. 
 
In der Raumnutzungskarte zum Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar ist 
der betreffende Bereich nachrichtlich als bestehende Siedlungsfläche „Woh-
nen“ dargestellt. Belange der Raumordnung stehen der Planung demnach 
nicht entgegen.  
 
Weitere Hinweise oder Anregungen werden nicht vorgetragen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
74074 Heilbronn 
 
04.06.2024 
 
 
 
 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte 
und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellung-
nahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
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• Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwände, wir bitten 
jedoch bei der Umsetzung des Bauvorhabens nachfolgende Hinweise zu 
beachten:  

Im o. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die 
Lage der TK-Linien ist aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich. Die TK-Li-
nien sind bei der Baumaßnahme entsprechend zu sichern.  

Vor Abriss bestehender Gebäude sind die Hausanschlüsse fachgerecht 
durch die Telekom zurückbauen zu lassen. 
 
Bitte informieren Sie den Bauherren/Bauträger, dass er sich im Fall einer An-
bindung neuer Gebäude an die vorhandene Telekommunikationsinfrastruktur 
der Telekom frühestmöglich mit unserer Bauherren-Hotline (Tel.: 0800 330 
1903) in Verbindung setzen möchten. 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

4 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Frei-
burg, Landesamt für Geolo-
gie, Rohstoffe und Bergbau 
79095 Freiburg i. Br. 
 
05.06.2024 
 
 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Regierungs-
präsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm vorliegenden Informationen 
und seiner regionalen Kenntnisse zu den Aufgabenbereichen, die durch das 
Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung:  

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  

1.1  Geologie   
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geo-
logischen Karte von Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im 
LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen 
zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissen-
schaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex.  

1.2  Geochemie  
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheit- 

en von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abruf-
bar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen be-
schrieben.  

1.3  Bodenkunde  
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder 
Anregungen vorzubringen. Bei der Baumaßnahme ist nach § 2 
Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den 
sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten.  

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bo-
denüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 
Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfall-
verwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 
3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die natürlichen Bodenfunkti-
onen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.  
 

 

2. Angewandte Geologie  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vor-
gelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern 
für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologi-
scher bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-
troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachten-
den Ingenieurbüros.  

2.1  Ingenieurgeologie  
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die 
Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Be-
bauungsplan empfohlen:  

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Wird beim Bauantrag des Pflege-
heims beachtet. 
Wurde in Ziff.2.10.7 der Schriftl. 
Festsetzungen übernommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vor-
handenen Geodaten im Verbreitungsbereich von Gesteinen des 
Mittleren Muschelkalks.  
Diese werden größtenteils von quartären Lockergesteinen (Ho-
lozäne Abschwemmmassen) mit im Detail nicht bekannter Mäch-
tigkeit überdeckt.  
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Aus-
trocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des toni-
gen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit Auffüllun-
gen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, ist zu rechnen.   
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, 
Hohlräume,  
Dolinen) sind nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der 
anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaft-
lich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) 
verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der 
Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie 
ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errich-
tung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, 
Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Ab-
stand genommen werden.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Pla-
nungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundauf-
bau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B.  
offene bzw. lehmerfüllte Spalten) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

2.2  Hydrogeologie  
Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem  

Genaue Formulierung in 
Ziff.2.10.21 der schriftlichen Fest-
setzungen übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Ziff. 2.10.22 der schriftlichen 
Festsetzungen. 
Baugrundgutachten erstellt von Dr. 
Behnisch GmbH. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB (1: 50 000) (LGRB-
Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden.  

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer 
Themen durch das LGRB statt.  

2.3  Geothermie   
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Unter-
grundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächen-
nahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. I-
SONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschrän-
kungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit Erd-
wärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor 
Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen zur 
Kenntnis.  

2.4  Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)   
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen.  

3. Landesbergdirektion  

3.1  Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau 
oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bun-
ker, unterirdische Keller) betroffen.  

Allgemeine Hinweise Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung 

von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht 
nach den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Über-
mittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen 
Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.  

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene 
Informationen können fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRB-
homepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kar-
tenviewer sowie LGRBwissen.   

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 

 

 

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5 Landratsamt Neckar-Oden-
wald-Kreis 
74819 Mosbach 
 
06.06.2024 

Fachdienst Baurecht  
1. Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen keine grundsätz-

lichen planungsrechtlichen Bedenken. 

2. Nachdem der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt gilt, wird der Flächennutzungsplan hierzu im Parallelverfahren nach § 
8 Abs. 3 BauGB fortgeschrieben. Falls er vor dem Flächennutzungsplan in 
Kraft treten soll, so bedarf er der Genehmigung nach § 10 Abs. 2 BauGB. 
Bei Vorlage des Bebauungsplanes zur Genehmigung (§ 10 Abs. 2 BauGB) 
muss der Flächennutzungsplan einen Stand nach § 8 Abs. 3 BauGB auf-
weisen. 

3. Unter Hinweis auf ein späteres bauordnungsrechtliches Verfahren verwei-
sen wir auf die Einhaltung des vorgeschriebenen Waldabstandes gemäß § 
4 Abs. 3 LBO. Die Festsetzung einer Waldabstandslinie wird empfohlen. 
Wir weisen darauf hin, dass nach § 4 Abs. 3 S. 2 LBO ein Waldabstand 

 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Waldabstandslinie siehe Planein-
trag in den zeichnerischen Festset-
zungen. Siehe Ziff. 14.4 Begrün-
dung, Gestaltung eines naturnahen 
und dauerhaften Waldrandes. Si-
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auch mit Gebäuden von Wäldern sowie mit Wäldern von Gebäuden einzu-
halten ist. 

Wir empfehlen zu prüfen, in wie weit die Waldabstandsproblematik auf-
grund der Lage außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
evtl. ergänzend durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt werden 
muss bzw. im Durchführungsvertrag mit dem Vorhabenträger. Es darf kein 
Vollzugshindernis durch den nicht eingehaltenen Waldabstand, der außer-
halb des Bebauungsplanverfahrens zu regeln ist, entstehen. Ggf. kann der 
Bebauungsplan erst nach Eintragung der Baulast in Kraft gesetzt werden. 
 

4. Unter Hinweis auf ein späteres bauordnungsrechtliches Verfahren verwei-
sen wir auf die Notwendigkeit der Herstellung einer geeigneten Zahl von 
Stellplätzen gemäß § 37 LBO. Bei der Anzahl der Stellplätze sollte auch 
der zu erwartende Besucherverehr berücksichtigt werden um zu vermei-
den, dass diese auf Straße parken, was evtl. zu Problemen mit den Anwoh-
nern führen kann. 

5. Umweltprüfung/Umweltbericht  

Zu dem im bauleitplanerischen Regelverfahren aufzustellenden Bebau-
ungsplan (vgl. Nr. 2. der städtebaulichen Begründung) ist die Durchfüh-
rung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und das Erstellen eines 
Umweltberichts nach § 2a Nr. 2 BauGB erforderlich.  
In dem derzeit vorliegenden Begründungsentwurf findet sich dazu der re-
daktionelle Hinweis, dass eine Umweltprüfung durchgeführt und im weite-
ren Verfahren ein Umweltbericht (bis zur Offenlage der Planunterlagen) er-
stellt wird.  
Der Umweltbericht hat sich an der Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 und den §§ 2a 
und 4c BauGB auszurichten und dabei die Auswirkungen durch die geplan-
ten baulichen und flächigen Veränderungen auf die Umgebung und das 
Landschaftsbild in den Blick zu nehmen. Der vorhandene Vegetationsbe-
stand (Hinweise auf Streuobstbestand), die Qualität des anzutreffenden 

cherung des Waldrandes im Bau-
lastenverzeichnis der Stadt Adels-
heim. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, wird beim Bauan-
trag des Pflegeheims beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und Beachtung. 
Der Umweltbericht wird zu Offen-
lage vorgelegt. 
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Grünlands, das Vorkommen eines Oberflächengewässers und die kleinkli-
matische Belüftungsfunktion sollte bei den Untersuchungen zur Umweltprü-
fung angemessen berücksichtigt werden. Mit zu den Umweltauswirkungen 
gehört auch eine evtl. veränderte Lärmsituation - insbesondere gegenüber 
der angrenzend vorhandenen Wohnbebauung. 
Darüber hinaus sind nach derzeitigem Kenntnisstand hinsichtlich Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung keine zusätzlich erhöhten An-
forderungen zu stellen. 
  
Wir gehen dabei davon aus, dass die Ergebnisse der für die jeweiligen Um-
weltbelange noch zu erstellenden Fachbeiträge und Gutachten insoweit in-
tegriert und entsprechend ihrer Relevanz im Umweltbericht dargestellt wer-
den. Bei sich bei einem im Laufe des Verfahrens zeigenden Ergänzungs- 
oder Änderungsbedarf sind die entsprechenden Nachträge jeweils im Um-
weltbericht aufzunehmen bzw. zu aktualisieren. Nähere inhaltliche Details 
zu den verschiedenen Umweltbelangen können sich noch aus den nachfol-
genden Stellungnahmen der einzelnen Fachbehörden ergeben.  
 

6.  Klimaschutz 

Klimaschutz und Klimaanpassung sind gemäß § 1a Abs. 5 BauGB sowie 
aufgrund der Klimaschutzgesetzgebung des Landes Baden-Württemberg 
in der Begründung zu Bauleitplänen wegen ihrer Abwägungsrelevanz zu 
thematisieren.  
Im Entwurf der städtebaulichen Begründung ist bezüglich § 1a Abs. 5 
BauGB ein eigener Abschnitt (Nr. 14.2) eingefügt. Die diesbezüglichen Er-
läuterungen und die betreffenden Maßnahmen sind dem vorliegenden 
Sachverhalt soweit angemessen und ermöglichen eine situationsange-
passte klimagerechte Planung.  
Wir gehen davon aus, dass sich der noch zu erstellende Umweltbericht 
auch aus umweltplanerischer Sicht noch mit den Klimaschutzbelangen aus-
einandersetzen wird.  
Spezifischere Forderungen werden im Augenblick hierzu nicht erhoben. 
 

Untere Naturschutzbehörde 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und Beachtung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und Beachtung.  
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1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall nicht überwunden werden können 

a) Artenschutz nach § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 

Das Artenschutzrecht i. S. d. § 44 BNatSchG ist strikt zu beachtendes Bun-
desrecht; die Zugriffsverbote gelten in der Bauleitplanung mittelbar, die Ent-
scheidung hierüber unterliegt nicht der allgemeinen planerischen Abwägung 
der Stadt Adelsheim.  
Nach geltender Rechtslage ist eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung er-
forderlich, die eine entsprechende Beurteilung zulässt.  
Den aktuellen Entwurfsunterlagen lag hierzu noch kein entsprechender Fach-
beitrag Artenschutz bei. Ein solcher soll laut Nr. 14.3 des Entwurfs der städte-
baulichen Begründung im Laufe des Verfahrens ergänzt werden. Aus natur-
schutzfachlicher Sicht werden noch folgende Anmerkungen und Hinweise wei-
tergegeben: 
� Aufgrund der Lage am „Knecklesklingengraben“ und am Waldrand, sind, 

wie bereits auf einem gemeinsamen Ortstermin am 07.09.2023 vereinbart, 
die Artengruppen Vögel, Reptilien, Raupenfutterpflanzen für Insekten, Fle-
dermäuse und andere Säugetiere, insbesondere Haselmaus, zu untersu-
chen.  

 

 

� Auf dem Flurstück Nr. 1005 befindet sich eine rd. 255 m² große Teichan-
lage. Daher muss die Betroffenheit von Amphibien ebenfalls ausgeschlos-
sen werden. 

 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Artengruppen 
wurden in einer der Planungsauf-
gabe angemessenen Untersu-
chungstiefe untersucht. Auf eine 
Untersuchung der Haselmaus 
wurde verzichtet, da – wie im Arten-
schutzbeitrag dargelegt – das Ein-
treten artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände ausgeschlossen 
werden kann. 
 
Kenntnisnahme und Beachtung. 
Am Teich wurden Erdkröten festge-
stellt und der Verlust des Teiches 
durch Anlage eines Ersatzgewäs-
sers ausgeglichen. 
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� Vor Abriss müssen das alte Wohnhaus und das vorhandene Stallgebäude 
auf gebäudebrütende Vogelarten und auf Quartiere von Fledermäuse kon-
trolliert werden, um die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG auszu-
schließen.  

� Sollten geeignete Fortpflanzungs- und Ruhestätten festgestellt werden, 
sind in Absprache mit der unteren Naturschutzbehörde diese z.B. in Form 
von Nisthilfen am neuen Gebäude auszugleichen.  

� Durch die Lage des geplanten Gebäudes am Waldrand ist aus naturschutz-
fachlicher Sicht auch die Prävention von Vogelschlag an Glasflächen be-
sonders von Bedeutung. Zur Vermeidung von Vogelschlag sollten große 
Glasflächen mit hochwirksamen Markierungen versehen werden. Alternativ 
wären Glaselemente zu verwenden, die einen geringen Reflexionsgrad und 
eine Halbtransparenz mit geringer Durchsicht aufweisen. Weitere Maßnah-
men können die Verhinderung von Durchsichten und Glaskorridoren und 
die Vermeidung von Gehölzpflanzungen direkt vor großen Glasflächen 
sein. Wir bitten daher, vorsorglich einen entsprechen Hinweis in den textli-
chen Teil zum Bebauungsplan aufzunehmen.  

� Bei fachlichen Rückfragen oder zur näheren Abstimmung zu o. g. Punkten 
steht unsere zuständige Naturschutzfachkraft (Frau Schlosser) zur Verfü-
gung. 

In Abhängigkeit der Ergebnisse o. g. Untersuchung kann sich ggf. die Notwen-
digkeit von Vermeidungs-, Minimierungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) ergeben. Diese artenschutzrechtlichen Maßnah-
men sind gutachterlicherseits zu entwickelten und im Fachbeitrag Artenschutz 
entsprechend dazulegen. Gegebenenfalls werden dazu geeignete planungs-
rechtliche Festsetzungen oder auch vertragliche Festlegungen erforderlich.  
Die artenschutzrechtlichen Belange sollen bis zum Satzungsbeschluss 
grundsätzlich geklärt sein. 

Kenntnisnahme. Untersuchung hat 
stattgefunden. 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
Wurde in Ziff.2.10.27 der schriftli-
chen Festsetzungen aufgenom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Maßnahmen 
wurden mit der uNB abgestimmt 
und sind im Artenschutzbeitrag 
bzw. Grünordnerischen Beitrag dar-
gestellt. 
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2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiun-
gen) 

Ohne den Fachbeitrag Artenschutz oder die klärende Untersuchung zudem 
etwaigen Streuobstbestand ist derzeit noch keine abschließende Aussage 
über die Erforderlichkeit von naturschutzrechtlichen Ausnahmen oder Befrei-
ungen bzw. Genehmigungspflichten möglich.  
 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o. g. Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

a) Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG: 
 

Im bauleitplanerischen Regelverfahren ist im Rahmen der Abwägung nach § 
1 Abs. 7 BauGB die Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 
Abs. 1 BNatSchG zu behandeln. Die Vermeidung und der Ausgleich voraus-
sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 
Nr. 7a BauGB bezeichneten Bestandteilen sind dabei in der Abwägung gem. 
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen (Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, 
vgl. dazu auch § 18 Abs. 1 BNatSchG.  
Ein entsprechender Grünordnerischer Beitrag (GOB) mit Eingriffs-Ausgleichs-
Untersuchung lag den Verfahrensunterlagen hierzu noch nicht bei; wir gehen 
davon aus, dass dieser entsprechend der Feststellung in Nr. 14 des Entwurfs 
der städtebaulichen Begründung im Zuge des weiteren Verfahrens ergänzt 
wird.  
Auch in diesem Bebauungsplanverfahren wird voraussichtlich ein Kompensa-
tionsdefizit entstehen, das durch Maßnahmen außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans zu bewältigen sein wird. Vorsorglich weisen wir 
an dieser Stelle bereits auf die mögliche Erforderlichkeit und den rechtzeitigen 
Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags zur rechtlichen Sicherung von 
plangebietsexternen Maßnahmen zum Ausgleich und gegebenenfalls zu de-
ren verbindlichen Zuordnung hin (vgl. § 1a Abs. 3 S. 4 i. V. m. § 11 Abs. 1 Nr. 
2 BauGB). 
Noch folgende Anmerkungen: 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird durch das Ingenieurbüro Wag-
ner und Simon Ingenieure GmbH 
erstellt. 
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� Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung soll nach der Ökokontoverordnung 
durchgeführt werden und sowohl den Bestand, als auch die Planung dar-
stellen und bewerten.  

� Trotz der Lage in einer Senke, wird das Landschaftsbild bereits schon durch 
die Höhe des vierstöckigen Gebäudes beeinflusst. Das Thema Land-
schaftsbild ist daher im Umweltbericht bzw. im GOB näher zu behandeln. - 
Zudem wären weitergehende konzeptionelle Überlegungen zu einer opti-
schen (farblichen) oder gestalterischen Gliederung des Baukörpers (z.B. 
mit baulichen Elementen oder auch Rankhilfen zur Teilbegrünung der Fas-
saden) zu begrüßen. 

� Es wird ergänzend zu den wasserrechtlichen Vorgaben darauf hingewie-
sen, dass hier neben dem Verbot baulicher Anlagen auch das Entfernen 
von Bäumen und Sträuchern, aber auch die Neuanpflanzung von nicht 
standortgerechten Gehölzen unzulässig ist. Der Gewässerrandstreifen als 
Grünfläche soll aus Naturschutzsicht insgesamt möglichst naturnah ange-
legt werden. 

b) Biotopverbund nach § 21 BNatSchG und § 22 NatSchG 

Der Fachplan Landesweiter Biotopverbund wird am südlichen Rand des Plan-
gebiets zwar geringflächig berührt. Bei einer Durchgrünung des Sondergebiets 
entsprechend Nr. 2.9.2 der planungsrechtlichen Festsetzungen verbleiben 
hierzu jedoch keine erheblichen Bedenken. 
Der Generalwildwegeplan ist nicht betroffen. 

c) Naturschutzrechtliches Fazit (vorläufig): 

Aufgrund der noch offenen Punkte zum Artenschutz sowie zur Eingriffsrege-
lung kann derzeit ohne die betreffenden fachlichen Beiträge von unserer Seite 
zwar noch keine abschließende Stellungnahme erfolgen. Vorbehaltlich der üb-

Kenntnisnahme und Beachtung. 
 
 
 
Kenntnisnahme und Beachtung. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Zur Gestaltung 
des Gewässerrandstreifens hat 
eine Abstimmung mit der Wasser-
behörde stattgefunden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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lichen Behandlung der noch offenen Punkte wird nach einer ersten überschlä-
gigen Einschätzung für das weitere Verfahren jedoch nicht mit unüberwindba-
ren naturschutzrechtlichen Planungshindernissen gerechnet.  

Technische Fachbehörde   
Grundwasserschutz 
 

  

Das Vorhaben liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. Es ergeben sich 
keine generell gegen das Vorhaben gerichteten Bedenken. 
Mit dem Vorhaben geht eine flächenmäßige Versiegelung einher. Die Ausfüh-
rung von Flächen, durch die keine Gefährdung des Grundwassers zu befürch-
ten ist, sollten mit wasserdurchlässigen Belägen oder breitflächiger Versicke-
rung über eine belebte Bodenschicht vorgegeben werden. Unbelastetes Dach-
flächenwasser kann breitflächig versickert werden.  
Baugrunderkundungen werden empfohlen. Es wird auf die Vorgaben gemäß 
§ 43 Wassergesetz (WG) i. V. m. § 49 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) verwie-
sen. Die Ergebnisse sind der unteren Wasserbehörde mitzuteilen. 
Die Grundwasserfreilegung wird in Anlage 3 unter Punkt 2.11.21 betrachtet. 
Neben den allg. Gesetzgebungen sind die nachfolgenden Hinweise, welche 
teilweise bereits in Anlage 3 enthalten sind, besonders zu beachten: 

Bei Bauarbeiten auftretende Störungen, Schäden oder besondere Vorkomm-
nisse sind der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde unverzüglich zu 
melden. 
Grundwassereingriffe und Grundwasserbenutzungen bedürfen einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis und sind der Unteren Wasserbehörde vorab anzuzeigen. 
Die Baustellen sind so anzulegen und so zu sichern, dass keine wassergefähr-
denden Stoffe in den Untergrund eindringen können und durch den Baustel-
lenbetrieb keine Gefährdung des Bodens und Grundwassers zu befürchten ist.  
Falls bei Bauarbeiten unvorhergesehen Grundwasser angetroffen wird, ist dies 
der Unteren Wasserbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die Bauarbeiten sind 
einzustellen. 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Wurde in Ziff. 2.6.5 der schriftl. 
Festsetzungen übernommen. 
 
Ziff. 2.10.22 schriftl. Festsetzungen 
ergänzt. Baugrundgutachten erstellt 
von Dr. Behnisch GmbH. 
 
 
 
 
Siehe Ziff. 2.10.6 schriftl. Festset-
zungen 
 
 
Siehe Ziff. 2.10.24 schriftl. Festset-
zungen ergänzt. 
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Technische Fachbehörde   
Abwasserbeseitigung 
 
Das geplante Pflegeheim ist ordnungsgemäß zu entwässern.  
Wir empfehlen die hydraulische Leistungsfähigkeit, der die Entwässerung des 
Plangebiets aufnehmenden Bestandskanalisation, vorab zu überprüfen.  
Der Bau und der Betrieb von öffentlichen Abwasseranlagen (z. B. Flächenka-
nalisation), die nicht unter § 60 Abs. 3 WHG fallen, bedürfen einer wasser-
rechtlichen Genehmigung bzw. Benehmensherstellung mit der unteren Was-
serbehörde (§ 48 Abs. 1 WG). 
 
 
 
 
 
Für die Ableitung des Niederschlagswassers in die Knecklesklingengraben ist 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  
 
 

  

Technische Fachbehörde   
Oberirdische Gewässer 
 

  

   
Im nördlichen Bereich des Plangebietes grenzt der „Knecklesklingengraben“, 
ein Gewässer II. Ordnung, an. In der Begründung zum Bebauungsplan wurde 
auf den Gewässerrandstreifen nach § 29 Wassergesetz von Baden-Württem-
berg und das damit verbundene Bauverbot (Errichtung baulicher und sonstiger 
Anlagen – auch verfahrensfreier nach LBO) bereits eingegangen.  
Momentan ist im Gewässerrandstreifen ein befestigter Weg vorhanden. Wir 
weisen darauf hin, dass im Falle einer Entsiegelung/ Rückbau dieses Weges 
der Bestandschutz verwirkt ist und der Gewässerrandstreifen als Grünstreifen 
anzulegen ist.  
 
 

 
 
 
Der allgemeine Kanalisationsplan 
der Stadt Adelsheim wird derzeitig 
überarbeitet. In diesem Zuge wird 
die hydraulische Leistungsfähigkeit 
durch die zusätzliche Entwässe-
rung des Pflegeheims überprüft. 
Mit dem Bau von Zisternen ist eine 
Rückhaltung des Regenwassers 
und Entlastung der Kanalisation ge-
geben. 
 
 
Kenntnisnahme, eine wasserrechtl. 
Erlaubnis wird bei Ableitung in den 
Knecklesklingengraben beantragt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet. 
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Hinweis: 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind mögliche Überflutungen infolge 
Starkregenereignisse zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 BauGB). Aus verschie-
denen Gründen, z.B. Oberflächenabflüsse an Hanglagen, aus Außeneinzugs-
gebieten etc., kann es bei Starkregen, zu wild abfließendem Wasser kommen. 
Entsprechend § 37 WHG darf der natürliche Ablauf von wild abfließenden 
Wasser auf ein tiefer liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher 
liegenden Grundstücks behindert werden und nicht zum Nachteil eines tiefer 
liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden.  
Um Unsicherheit infolge von Starkregenereignissen zu reduzieren und evtl. 
Schäden vorzubeugen, wird Kommunen empfohlen, die potenzielle Gefähr-
dungslage und das individuelle Risiko durch Extremwetter intensiv zu reflek-
tieren und die hieraus resultierenden Erkenntnisse in der Planung abzubilden. 
  
Technische Fachbehörde 
Bodenschutz, Altlasten, Abfall 

Altlasten 

Gemäß den derzeit vorliegenden Unterlagen und Plänen sind im Planungs- 
und Einwirkungsbereich des Bebauungsplans "Sondergebiet Pflegeheim Rit-
tersbrunnenstraße" Adelsheim keine Altlasten bzw. altastverdächtige Flächen 
im Bodenschutz- und Altlastenkataster erfasst. 
Werden bei Erdarbeiten/Tiefbauarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunrei-
nigte Aushubmaterialien angetroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem 
Aushub zu trennen und gemäß § 3 Landes-Bodenschutz und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz zu verfahren. 
Die Stadt Mosbach und das Landratsamt sind umgehend über Art und Aus-
maß festgestellter Verunreinigungen zu informieren.  
Die im Rahmen der erforderlichen Tiefbauarbeiten anfallenden Aushubmate-
rialien, welche nicht vor Ort wieder eingebaut werden können (wie auffälliges 
und/oder überschüssiges Bodenaushubmaterial), sind entsprechend der aktu-
ellen gesetzlichen Vorgaben einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 
 

 
 
 
Siehe Ziff. 2.10.23 schriftl. Festset-
zungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Siehe Ziff. 2.10.6 schriftl. Festset-
zungen ergänzt. 
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Bodenschutz 

Zweck des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist es, nachhaltig die 
Funktionen des Bodens zu sichern und/oder wiederherzustellen. Hierzu sind 
schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nachtei-
lige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden 
sind Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion 
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte soweit wie möglich zu vermeiden 
(§ 1 BBodSchG). Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, 
dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 
BBodSchG). 
Bei Baumaßnahmen ist der humose Oberboden (soweit der Boden keine 
Schadstoffe enthält) getrennt auszubauen und gemäß § 4 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG) und § 202 Bundesbaugesetz schonend zu behan-
deln. 
Wird der humose Oberboden zwischengelagert, sind hierzu Lager vorzusehen, 
die den Erhalt der Bodenfunktionen, insbesondere die biologische Aktivität, 
gewährleisten (z. B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-
resten max. 1,50 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,50 
m, Schutz vor Vernässung und Staunässe etc.). 
Auf die seit 01.08.2023 geltenden gesetzlichen Vorgaben (insbesondere die 
Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) sowie die Neufassung der Bun-
des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)) wird ausdrücklich 
hingewiesen.  
 
Fachdienst Forst 
 
Laut den Planunterlagen ist Wald im Sinne § 2 LWaldG durch das Vorhaben 
nicht direkt betroffen. Jedoch grenzen Waldflächen an das Plangebiet an. Die 
Vorgaben des § 4 Abs. 3 LBO sind zu beachten. 
In der vorliegenden Begründung zum Bebauungsplan „Sondergebiet Pflege-
heim Rittersbrunnenstrasse“ ist im Kapitel 14.4 die Waldabstandsthematik des 
§ 4 Abs. 3 LBO aufgegriffen und eine nachvollziehbare Regelung zur Ermög-
lichung einer baurechtlichen Ausnahme dargestellt. Unter Einhaltung dieser 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ziff. 2.10.7 schriftl. Festsetzungen 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Regelung und der in der zughörigen zeichnerischen Festsetzung eingezeich-
neten Waldabstandslinie bestehen durch die Untere Forstbehörde des 
Neckars-Odenwaldes-Kreises keine Bedenken gegen das Vorhaben.  
 
Gewerbeaufsicht 
 
Für die Aufstellung des Bebauungsplans „Sondergebiet Pflegeheim Ritters-
brunnenstraße“ auf der  
Gemarkung Adelsheim (Planstand 22.04.2024) wurde seitens der Stadt Adels-
heim ein Lärmgutachten in Auftrag gegeben. Zur Beurteilung der immissions-
schutzrechtlichen Belange ist das Lärmgutachten vorzulegen. 
 
Kreisbrandmeister 
 
Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes bestehen grundsätzlich keine Be-
denken. 
Folgendes ist einzuhalten: 

Damit bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame 
Löscharbeiten möglich sind, müssen die erforderliche Bewegungsfreiheit und 
Sicherheit für den Einsatz der Feuerlösch- und Rettungsgeräte gewährleistet 
sein. 
Zu Gebäuden, deren Entfernung von öffentlichen befahrbaren Verkehrsflä-
chen 50 m überschreitet, sind – unabhängig von der Rettungshöhe – Feuer-
wehrzufahrten entsprechend der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf 
Grundstücken“ vorzusehen. 
Öffentliche Straßenflächen sowie Feuerwehrflächen nach § 2 Abs. 3 LBOAVO 
sind entsprechend der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Flä-
chen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken (VwV Feuerwehr-
flächen) bzw. der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ 
anzuordnen und einzuplanen. Die Feuerwehr Adelsheim besitzt keine Drehlei-
ter.  

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Das Lärmgutachten der Wölfel En-
gineering GmbH + Co.KG wird im 
weiteren Verfahren ergänzt. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Dies ist bei der Gebäudeplanung 
bzw. den jeweiligen Genehmi-
gungsverfahren zu berücksichtigen.  
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Die Löschwasserversorgung ist im Geltungsbereich entsprechend der DVGW-
Richtlinie W 405 mit einem Löschwasserbedarf von 96 m³/h für den Grund-
schutz herzustellen. Die Abstände zwischen den Hydranten richten sich nach 
dem DVGW-Arbeitsblatt W 331. 

 
 
 

6 Netze BW GmbH 
74613 Öhringen 
 
18.06.2024 

der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsicht-
lich der Stromversorgung überprüft. 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich elektrische Versorgungsleitungen 
der Netze-BW, Neckar Franken. 
Eine Leitungsauskunft unseres Bestandsnetzes kann online 
(http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft) oder über das Postfach Leitungs-
auskunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen Dateiformaten angefordert 
werden. 
Für die Stromversorgung des Sondergebiets Pflegeheim Rittersbrunnen-
straße ist abhängig vom Leistungsbedarf eine kundeneigene Trafostation er-
forderlich. Die kann erst nach Vorliegen der konkreten Bedarfsanfrage fest-
gelegt werden.  
Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen bitten 
wir Sie, die Baufirmen auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen. 
Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH ange-
fordert werden.  
Netze BW GmbH 
Meisterhausstr. 11 
74613 Öhringen 
Tel. (07941)932-449 
Fax. (07941)932-366 
Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de 
  

Um eine Beschädigung von Kabeln zu vermeiden, muss bei Erdarbeiten deren 
genaue Lage durch Herstellung von Suchschlitzen mittels Handarbeit vor Bau-
beginn ermittelt werden. 
Werden bei den Erdarbeiten Versorgungskabel freigelegt, ist unser Auftrags-
zentrum (Kontaktdaten unten) zu verständigen, damit die erforderlichen Si-
cherheitsmaßnahmen abgesprochen werden können. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Wird beachtet, die Baufirma wird 
rechtzeitig darauf hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
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Bei Arbeiten in der Nähe von Stromleitungen ist für die Abstimmung von Si-
cherungsmaßnahmen unser Auftragszentrum mindestens drei Wochen vor 
Baubeginn zu kontaktieren. 
Auftragszentrum Ettlingen, Betriebsservice Tauber und Kraichgau/Unterland: 
Tel.: +49 7243 180-455 
Hardwarefax: +49 7243 180-460 
Softwarefax: +49 72191420561 
E-Mail: az.nord-tbb-krg-uld@netze-bw.de 
  
Wir bitten Sie, sofern erforderlich, die vorgenannten Aussagen in den textli-
chen bzw. zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes aufzunehmen.  
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren und Bitten 
weiterhin um Beteiligung. 
Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um Benachrichtigung über das In-
krafttreten des Bebauungsplanes. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Aufnahme in die Festsetzun-
gen ist nicht erforderlich. Wird bei 
der Baugenehmigung und Bauaus-
führung berücksichtigt. 
 
Erfolgt zur gegebenen Zeit. 

 

Aufgestellt:  
Adelsheim, 19.02.2025 
 
 
Ingenieurbüro Sack & Partner GmbH 
Adelsheim - Tauberbischofsheim 
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